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Betrachtungen eines Genossen aus der ehemaligen DDR 


Fünf Blicke eines Insulaners 


Zusatz (Dezember 1992) 

Der Grund des Textes zum damaligen 
Zeitpunkt war eine wütende Verzweif- 
lung über die Art der Diskussion und die 
Erfahrung, ignoriert zu werden mit an- 
deren Formen der Außerung, z.B. 
durch Nichtabdruck (AK, interim, ND 
u.a.). Das Eingeständnis der starken 
Subjektivität einer Betrachtung, die 
auch zu tun hat mit momentanem Befin- 
den, hielt mich damals vor der Veröf- 
fentlichung zurück. Die Entwicklung 
der politischen Situation der letzten 
achtzehn Monate, die das Zusteuern auf 
eine bekannte Katastrophe ungeahnten 
Ausmaßes ist, verleiht dem Text inzwi- 
schen eine fast naive Harmlosigkeit, 
wieder sind es die seit je opferbereite- 
sten Teile der Linken, die unüberhörba- 
re Zeichen setzen, ihr Versuch, die 
eigene Geschichte zur Waffe zu ma- 
chen, indem sie hineingehen, ausset- 
zend damit eine momentan sich als we- 
nig wirkungsvoll erweisende Praxis. 
Wenn wır nicht bereit sind, dieses An- 
gebot anzunehmen, also die Geschichte 
der eigenen Kämpfe auch gegen die 
eigene Praxis zu kehren, wird unsere 
Befreiung in letzter Instanz für uns ohne 
Konsequenzen bleiben. 

Karsten / Ost-Berlin 


Ich werde über mich reden. Das Unübli- 
che meines Verhaltens im Rahmen 
linksradikaler Diskussion ist mir be- 
wußt, das Unerhebliche noch nicht. Ich 
würde gern über uns reden, das ist mir 
nicht möglich. Es gibt dafür Gründe. 
Deren Anzahl nimmt zu, seit aus um- 
mauerten Gärten verwüstete Randzonen 
wurden. Die Ursachen sind bekannt, die 
Folgen noch nicht absehbar. Ich kann 
über diese nicht berichten, ohne an jene 
mich zu erinnern. 


I. 
Meine erste Begegnung mit westdeut- 
schen Kommunistinnen und Kommuni- 
sten fand statt im Wohnzimmer meiner 
Großeltern. Ihr Fernsehapparat stand 
zwanzig Kilometer näher am Westber- 


liner Sender als der meiner Eltern, ich 
war vierzehn und froh über jedes, in 
bewegte Bildfolgen auflösbare ARD- 
Flimmern. Am Rande einer Nachricht 
über eine mißlungene Flugzeugentfüh- 
rung meldete man den Selbstmord eini- 
ger sogenannter Terroristen. Die Fahn- 
dungsfotos von Gudrun Ensslin, Andre- 
as Baader, Jan-Carl Raspe, Irmgard 
Möller wurden gezeigt, während der 
Nachrichtensprecher mit merkwürdig 
entspanntem Gesicht seinen Text las. 
Der Ausdruck dieses Gesichts, von dem 
eine Spannung gewichen sein mußte, 
wie Schrecken sie zuweilen zeichnet, 


-kehrte wieder auf den Gesichtern eini- 


ger mir verhaßter Politiker, die diese in 
den folgenden Tagen, etwas zu oft, wie 
mir schien, vor die Fernsehkameras 
schoben. 


HI. 
In der Zeit, die folgte auf die Stammhei- 
mer Toten, versuchte ich mit den mir 
zur Verfügung stehenden Mitteln, mir 
Informationen zu verschaffen über die 
Stadtguerilla. Die Journaille meines 
Landes berichtete mit der ihr vorge- 
schriebenen Knappheit und in dem übli- 
chen, antrainierten Verlautbarungsstil 
über eine den Herrschenden offensicht- 
lich suspekte und, wie sich später her- 
ausstellen sollte, für ihre sehr profanen 
Zwecke gebrauchte Form revolutionä- 
ren Kampfes. Als an den Produkten 
journalistischen Auswurfes dieser Art 
oder besser gesagt an deren Deutung 
Geschulter wuchs mein Interesse an de- 
nen, die offenbar einen, wie inzwischen 
gelehrt wurde, reformfähigen imperia- 
listischen Staat derart in Aufregung zu 
versetzen in der Lage waren. Ich stellte 
mir Tausende im Untergrund lebende 
und kämpfende Guerilleras und Gueril- 
leros vor. Da aus Sicherheitsgründen, 
wie ich heute vermute, auch über die 
Tupamaros von Montevideo uns nichts 
Näheres bekannt wurde, hatte ich allen- 
falis kubanische Vergleichsbilder. Die 
Frage, woher aus dem Land, aus dem 
einmal jährlich wangentätschelnd und 


köpfestreichelnd, Berge von Kaffee und 
Schokolade im Kofferraum, eine Schar 
zufriedener und freier Westtanten und 
Westonkels bei uns einfiel, eine Gruppe 
von Menschen sich zusammenfand, die 
gegen das konsequent vorgingen, was 
ich, im Gegensatz zu vielen meiner Be- 
kannten, immer noch für das Böse 
schlechthin hielt, folgten eher unbehol- 
fene Antworten. Berichte aus einer 
Zeit, in der die herrschende Partei sich 
den Anschein antikapitalistischer Wi- 
dersetzlichkeit noch gab, abgedruckt 
jene in staatsbefohlenen Presseerzeug- 
nissen über die Studentenkämpfe der 
späten sechziger Jahre, waren zu weni- 
ge Ansatzpunkte für Erklärungsversu- 
che. An militanten Widerstand von 
DKP-Genossen, deren Parteitage grö- 
Seren Raum einnahmen in den Medien 
meines Landes als ihre Stimmzahlen bei 
Parlamentswahlen, konnte selbst ich 
nicht glauben. Auf jede andere Art von 
Widerstand in der Bundesrepublik war 
der Blick eines Insulaners verbaut. Falls 
es ihn gab, mußte er sich verglichen mit 
dem Aufschrei, den jede Regung der 
Guerilla in den Medien auslöste, sehr in 
Grenzen halten. Inzwischen wußte ich, 
daß an den Häuserwänden der von den 
Bomben des Pentagon vernichteten 
nordvietnamesischen Dörfer dieselben 
Fotos sich befunden hatten wie inzwi- 
schen an einer Wand meines Zimmers. 


ME __ 
Jahre später in Berlin, noch Hauptstadt 
der Deutschen Demokratischen Repub- 
lik. Eine Gruppe von Leuten hatte sich 
irgendwo im Stadtbezirk Prenzlauer 
Berg zusammengefunden, Widerstand 
zu organisieren jenseits der lange be- 
kannten Orte bürgerlicher Opposition, 
zurückgeworfen allein auf ihre Ver- 
zweiflung über die herrschenden Zu- 
stände und die erreichbaren Schriften 
der Klassiker. Was uns einte, war, ne- 
ben dem Haß auf den bestehenden Staat, 
die Sehnsucht nach kommunistischer 
Bewegung. Wir hatten wenig Hoff- 
nung, dafür um so mehr Angst vor dem, 
was zustoßen könnte, unserm Land und 
uns. Ich las damals gerade den Baader- 
Meinhof-Komplex von Aust und aus die- 
sem auch den Haß der etablierten Feig- 
heit gegen die militante Konsequenz der 
Revolütion. Das war im Winter des Jah- 
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res 1988 in einem Hinterhaus der 
Schönhauser Allee, die zur sogenannten 
Protokollstrecke gehörte: wenige Me- 
ter von uns entfernt wurden die Mitglie- 
der der Partei- und Staatsführung der 
DDR in schwarzen Volvos mit verdun- 
kelten Scheiben zu ihren Residenzen 
gekarrt. Einige Monate später nahm das 
Ende des Landes seinen Anfang. 


IV. 

April 1990. Der Westen war allgegen- 
wärtig und der Ekel nach dem ersten 
Grenzübertritt kinuntergeschluckt. Die 
Spätgeburt Vereinigte Linke war längst 
in der Wiege verreckt, die Versuche von 
sich selbst als revolutionär bezeichnen- 
den Gruppen, meine Freunde und mich 
gegen Abgabe skurriler Glaubensbe- 
kenntnisse und unseres eigenen Kopfes 
in ihre Gemeinde zu binden, waren an 
letzterem gescheitert. Die Ratlosigkeit 
der Linken schien einen Höhepunkt er- 
reicht zu haben, meine eigene auch. Der 
jetzt übermächtig erscheinende Staat 
hatte für die Handiungen der meisten 
Revolutionäre ein wissendes Lächeln 
und in Ausnahmefällen einige Gummi- 
knüppel. Das Schweigen der Macht vor 
ihren radikalsten Kritikern wurde unter- 
brochen nur von den in gleichförmiger 
Stereotypie ausgeführten Aktionen der 
noch handlungsfähigen Teile der Gue- 
rilla. Berechenbar waren inzwischen 
auch für uns die Reaktionen der ver- 
schiedenen Seiten darauf, die fast vor- 
behaltlose Zustimmung der einen, de- 
ren Bewunderung Eingeständnis eige- 
ner Angst oder Unfähigkeit war, und die 
Profilierungssucht der anderen, der es 
von Mal zu Mal leichter aus der Feder 
zu laufen schien, die Politik der Guerilla 
einer mehr oder weniger perfekten Po- 
lemik zu unterziehen. Sie hatten das 
schließlich gelernt, waren seit Jahren 
gerade darin geübt. 


V. 
Die Bewegung meiner Sympathien zwi- 
schen den gegensätzlichen Umgangs- 
formen der bundesrepublikanischen 
Linken kam vorläufig zum Stillstand mit 
der wachsenden Anzahl der Erfahrun- 
gen eines DDR-Menschen in der ver- 
schiedenen Stellungen dieser Linken. 
Mit den Besetzungen der DDR durch 
die BRD ging einher die Besetzung ihrer 
Kommunistinnen und Kommunisten 
(soweit sie nicht mit der PDS in der Be- 
deutungslosigkeit versinken) durch die 
westdeutsche Linke und kommt zum 
Ausdruck in fast jedem Beitrag zum 
Thema DDR. Letztere für deutsch zu 
erklären, scheint Grundkonsens. Die 
Geschichte der DDR, ihrer Revolutio- 
näre, ist eine andere als die der Kämpfe 
in der Bundesrepublik. Es ist unter an- 


derem die von Kollektivität nicht erst, 
wenn eine Genossin oder ein Genosse ` 


im Knast zu verrecken droht. Vor der 
Einsamkeit der Guerilla, die die Ein- 
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samkeit der konsequentesten Teile der 
deutschen -Revolution seit Jahrhunder- 


ten ist, stockt mir der Atem. Ihre Tragö- 


die ist die Tragödie der deutschen Lin- 


Polizeiterror gegen 


ken, die Spur von Selbstgefälligkeit, die 
darin mitschwingt, ihr jetzt polemisch 
den Todesstoß zu versetzen, ist Ausweis 
ihrer Wahrhaftigkeit. (Mai 1991) 


Leipziger Hausbesetzer 


m vergangenen Wochenende war 

in den Medien von Krawallen in 
Leipzig die Rede, in deren Verlauf ein 
Jugendlicher von ‚„Warnschüssen‘‘ der 
Polizei schwer verletzt wurde. Wer sich 
fragte, was sich hinter diesen Meldun- 
gen verbirgt, konnte aus den Zeitungen 
nicht mehr erfahren. 


Was geschah in Leipzig ? 

In der Nacht vom 27. auf den 28. 11.92 
kam es zu einem Zusammenstoß zwi- 
schen mehreren Jugendlichen und eini- 
gen PolizistInnen im Leipziger Stadtteil 
Connewitz. Zwei Jugendliche wurden 
von der Polizei beschuldigt, sich an 
Autos zu schaffen gemacht zu haben. 
Die Härte des polizeilichen Vorgehens 
gegen die beiden führte dazu, daß weite- 
re BewohnerInnen des Stadtteils hinzu- 
kamen und sich mit den am Einsatz be- 
teiligten 25 BeamtInnen stritten. Bei 
einem Handgemenge zog plötzlich eine 
Polizistin ihre Pistole, obwohl in kei- 
nem Moment eine Situation bestand, in 
der sie oder andere PolizistInnen in Ge- 
fahr waren, und gab zwei Schüsse ab, 
von denen einer einen 17jährigen 
Hausbesetzer in die Hüfte traf. 

Nach den Schüssen kamen immer 
mehr Jugendliche zusammen, um gegen 
das polizeiliche Vorgehen zu protestie- 
ren und eine — in dieser Situation be- 
fürchtete — Räumung von besetzten 
Häusern zu verhindern. Die eingesetz- 
ten Polizeikräfte eskalierten die Situa- 
tion immer weiter, indem sie den ange- 
schossenen Jugendlichen über eine hal- 
be Stunde ohne medizinische Versor- 
gung. auf der Straße liegen ließen und 
auf Menschen, die Erste Hilfe leisten 
wollten, einprügelten. Es kam zu ersten 
Straßenschlachten. Im weiteren Verlauf 
hatte die Polizei schließlich 360 Beam- 
tInnen im Einsatz, darunter Sonderein- 
satzkommandos. Sie stürmten das städ- 
tisch geförderte Kulturprojekt „Zoro“ 
und gingen mit äußerster Brutalität ge- 
gen die BesucherInnen einer dort statt- 
findenden Veranstaltung und die Mitar- 
beiterInnen des ‚‚Zoro‘ vor. Die Besu- 
cherInnen wurden aus den Räumen hin- 
ausgeprügelt und dort von einem Poli- 
zeispalier erwartet, von dem es für fast 
alle Schläge mit Gummiknüppeln auf 
Kopf und Oberkörper gab. Nachdem 
die Polizei die BesucherInnen des ,, Zo- 
ro“ aus den Räumen vertrieben bzw. 
festgenommen hatte, kehrte, sie zurück 


und demolierte die gesamte Innenein- 
richtung des Kulturprojekts. 

In den nächsten Stunden verteidigten 
sich ca. 150 Jugendliche unter anderem 
mit Barrikaden gegen die Polizeiangrif- 
fe, die neben Knüppeln und Tränengas 
auch Wasserwerfer und Nebelgranaten 
einsetzte. 


Die aktuelle Lage 
In dieser Nacht wurden insgesamt 42 
Jugendliche von der Polizei festgenom- 
men und von PolizeibeamtInnen zum 
Teil schwer mißhandelt. 

Am Montag, den 30.11.92, waren 
immer noch 36 Menschen inhaftiert. 

Am Donnerstag, den 3.12.92, im- 
mer noch 14, Ihnen wird neben „‚schwe- 
rer Körperverletzung‘ und „schwerem 
Landfriedensbruch“ zum Teil auch 
„versuchter Totschlag‘ vorgeworfen. 
Obwohl sie seit mehr als 5 Tagen in Haft 
sind, gab es noch nicht bei allen einen 
Haftprüfungstermin, der gesetzlich in- 
nerhalb von 48 Stunden stattfinden 
muß. Große Probleme bereitet auch die 
Organisation von Anwältinnen. Ein 
Teil der Festgenommenen berichtet von 
gewalttätigen Übergriffen von ebenfalls 
inhaftierten Neonazis gegen die Festge- 
nommenen. Der Staatsschutz versucht, 
die illegale Gefangennahme über einen 
so langen Zeitraum dazu zu nutzen, von 
den Inhaftierten umfassende Informa- 
tionen über die Connewitzer Alternativ- 
Szene zu bekommen. 


Zum Hintergrund 

Connewitz ist ein Stadtteil von Leipzig. 
Dieser Stadtteil sollte ursprünglich nach 
dem Anschluß der DDR an die BRD 
durch Flächenabriß vernichtet werden. 
Engagierte HausbesetzerInnen verhin- 
derten dies. Heute ist Connewitz. ein 
Vorzeige-Sanierungsgebiet der Leipzi- 
ger Stadtverwaltung, in dem nur eins 
stört: die Leute, die den Totalabriß ver- 
hindert haben. Es gibt in Connewitz 
immer noch besetzte Häuser und eine 
starke linke Szene aus Wohn- und Kul- 
turprojekten. Um Connewitz zu einem 
Nobelviertel machen zu können, ver- 
sucht die Stadt diese und die alteingesäs- 
senen BewohnerInnen aus dem Stadtteil 
herauszudrängen. Erst vor wenigen 
Wochen wurde in der Leipziger Rats- 
versammlung ein Antrag der CDU auf 
Räumung aller besetzter Häuser behan- 
delt. 


In diesem Zusammenhang muß der 
Polizeieinsatz vom 281l. gesehen 
werden: 

Es gibt in Leipzig interessierte Krei- 
se, die nach einem Vorwand suchen, der 
linken Szene in Connewitz eins auszu- 
wischen, der selbstgemachte Krawall 
vom Wochenende erfüllt genau diesen 
Zweck. Diese Provokation war lange 
vorbereitet, anders ist das rasche Auf- 
treten der großen Anzahl von Polizeibe- 
amtInnen nicht zu erklären, ebenso das 
durch die Bank höchst brutale Vorgehen 
der eingesetzten BeamtInnen. 

Auch die politische Rahmensituation 
ist wohl gewählt, demonstriert doch in 
den Augen der Medien der Krawall vom 
Wochenende in Leipzig, daß der Staat 
sowohl von Rechten als auch von Lin- 
ken bedroht wird. Die als Kumpanei zu 
bezeichnende Untätigkeit von Polizei 
und Gerichten gegenüber neofaschisti- 
schen Gewalttätern wird öffentlich- 
keitswirksam durch verstärkten staatli- 
chen Terror gegen Antifaschisten kom- 
pensiert. 


Was tun ? 
Der tatsächliche Ablauf der Gescheh- 
nisse in Leipzig und ihre Hintergründe 
sind in den bürgerlichen Medien kom- 
plett verdreht oder verschwiegen wor- 
den, jede und jeder ist aufgefordert, lin- 
ke Gegenöffentlichkeit zu schaffen. 
Schon jetzt müssen von den Hausbe- 
setzerInnen in Connewitz mehrere tau- 
send Mark Anwaltskosten bezahlt wer- 
den, spendet auf das u.a. Konto und or- 
ganısiert Solidaritätsaktionen. 
Die Betroffenen fordern die Einset- 
zung eines parlamentarischen Untersu- 
chungsausschusses und natürlich die 
Freilassung aller Inhaftierten. Unter- 
stützt die Forderungen und schickt Soli- 
daritätsadressen an die Connewitzer. 
Rote Hilfe Kiel 


Spendenkonten: Bayrische Ver- 
einsbank, Kontoinhaber: Mirko Rahn, 
Verwendungszweck: Connewitz, Kon- 
to-Nr. 4542533, BLZ 86020020. 
Postgiro Dortmund, Kontoinhaberin: 
Rote Hilfe, Konto-Nr. > 19 1100-462, 
Verwendungszweck: Leipzig. 


Soliadressen an: Conne Island, 
Koburger Str. 3, O-7030 Leipzig. 


Redebeitrag von Michöal 
Ferguson (Sinn Fein) auf 
der Demo zu Silvios Tod 


Micheal Ferguson und Robert Mc Gle- 
naghan sind Vertreter von Sinn Fein und 
Mitarbeiter im POW-Departement von 
Sinn Fein und zur Zeit auf einer Rund- 
reise durch die BRD. 

Ich möchte damit anfangen, im Namen 
Sinn Feins und im Namen der Republi- 
kanischen Bewegung unsere Anteilnah- 


me auszudrücken gegenüber der Fami- 
lie von Silvio. Und wir hoffen, daß seine 
FreundInnen sich schnell erholen. 

Seit einer ganzen Weile haben wir im 
Norden Irlands mit Schrecken von den 
zunehmenden rassistischen Angriffen 
auf Flüchtlinge in diesem Land gehört. 
Wir waren schockiert, und wir konnten 
die Opfer dieser Angriffe verstehen und 
mit ihnen fühlen. Wir, die wir unter 
dem Stiefel britischer Besatzung leben, 
sind seit 70 Jahren Opfer eines rassisti- 
schen und sektiererischen Regimes. 

Auch wir mußten unsere Toten begra- 
ben. Vor kurzem erst wurde Sheena 
Cambell, 29 Jahre alt, Mutter eines 
jährigen Sohnes und Mitglied des 
Sinn Fein Frauen-Ressorts, von einer 
sektiererischen Todesschwadron nie- 
dergeschossen, direkt an der Universi- 
tät in Belfast, wo sie studierte. 

Wir müssen dem Mord an Silvio 
Gurch Faschisten und den rassistischen 
Angriffen auf andere Widerstand entge- 
gensetzen. In unserer Welt darf es kei- 
nen Platz geben für eine Ideologie, die 
die Ermordung eines anderen Menschen 
wegen seiner/ihrer Hautfarbe, Glau- 
ben oder Nationalität rechtfertigt. Das 
ist sozial, politisch und geistig unmora- 
lisch. Ich möchte meine Stimme den 


euren anschließen und meine eindeutige 


Verachtung denen gegenüber ausdrük- 
ken, die diese feige Tat begangen ha- 
ben, und meinen äußersten Abscheu de- 


-nen gegenüber, deren Politik die Bedin- 


gungen geschaffen hat, unter denen ein 
solcher Angriff möglich ist. . 

Jede Frau, jeder Mann und jedes Kind 
muß sich an dem antifaschistischen 
Kampf beteiligen. 

Irische RepublikanerInnen haben sich 
in den 30er Jahren den Internationalen 
Brigaden angeschlossen und sind nach 





Silvio Meier 


Spanien gegangen, um gegen Francos 
faschistische Horden zu kämpfen. Es ist 
traurig, daß 60 Jahre danach der Fa- 
schismus wieder sein böses Haupt erho- 
ben hat. 

Aber ihr steht nicht alleine in der 
Welt, und mein Genosse und ich freuen 
uns, diese Gelegenheit zu haben, unsere 
Solidarität zu zeigen und bei euch zu 
sein und so unsere republikanische und 
internationalistische Tradition fortzu- 
setzen. 

Wenn wir nach Hause zurückkehren, 
werden wir den Menschen dort erzäh- 
len, was hier passiert ist, und ich möchte 
damit schließen, daß ich in ihrem Na- 
men unsere Unterstützung und Solidari- 
tät für den Kampf gegen den Faschis- 
mus bekräftige, zu Hause und interna- 
tional. (Berlin, 22. 11.92) 


Antifaschist wegen 
„sachbeschädigung‘ 
in Haft 


Am 6.11.1992 wurde der Friedrichs- 
hainer Antifaschist Bernd aus seiner 
Wohnung heraus verhaftet. Ihm wird 
vorgeworfen, am 29.10.1992 das 
Auto eines Faschisten in Lichtenberg 
beschädigt zu haben. Die Anklage lautet 
Sachbeschädigung. Als Beweis dient 
der Polizei (Staatsschutz) ein auf seinen 
Namen angemeldetes Auto einer Fried- 
richshainer Fahrgemeinschaft, welches 
am betreffenden Abend in Lichtenberg 
gesehen worden sein soll. Es wurden 
zwei Hausdurchsuchungen veranstaltet, 
bei denen viele persönliche Sachen von 
Bernd und das Gemeinschaftsauto als 
Beweismittel beschlagnahmt wurden. 

Bernd sitzt seit dem 6.11.1992 in 
Moabit — gegen weitere Personen wird 
ermittelt. Bei einer Gegenüberstellung 
mit dem Faschisten hat dieser Bernd 
nicht eindeutig identifizieren können. 
Diese Tatsache und die unklare Beweis- 
lage reichen aber für den Staatsschutz 
bzw. Haftrichter aus, den Haftbefehl 
gegen Bernd aufrecht zu erhalten und 
dem Anwalt jede Akteneinsicht zu ver- 
weigern. 

Wir sagen: Schluß mit der Kriminali- 
sierung von Antifaschistinnen und Anti- 
faschisten! Solidarität mit Bernd und 
allen anderen Gefangenen! (aus Interim 
217) 


Münchner Antifaschist 
verurteilt 


Fast zwei Monate mußten die Antifa- 
schisten Roland und Michael in Unter- 
suchungshaft sitzen, weil sie einem 


' Neonazi eine Fliegerjacke mit faschisti- 


schen Aufnähern abgenommen haben 
(siehe Angehörigen Info 107). Am 
1. Dezember kam es zum Prozeß gegen 
Roland, der gegen Michael folgt am 
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15. Dezember, weil er verhandlungs- 
unfähig war. Das Interesse am Prozeß 
war groß, rund 100 Antifaschistinnen 
und Antifaschisten wollten ihn beobach- 
ten, über 70 Leute drängten sich 
schließlich in den viel zu kleinen Sit- 
zungssaal. Brutal räumte die Polizei den 
Raum, dabei versuchte Staatsanwalt 
Simper höchstpersönlich, einer AZ- 


Berlin, 4. 12.92 
Durch den gestern zugestellten Be- 
schluß des Ermittlungsrichters beim 
Bundesgerichtshof vom 30.11.92 
wurde der Hafiverschonungsantrag von 
Dr. Croissant abgelehnt. 

Ihm wird vorgeworfen, geheim- 
dienstliche Agententätigkeit für die 
DDR betrieben und dafür Agentenlohn 
von mehr als ca. 71000 DM erhalten zu 
haben. Dr. Croissant hat sich öffentlich 
(u.a. im Spiegel Nr. 43/92 vom 
19.10.92) zu Gesprächen mit dem 
MfS über die Linke in der Bundesrepub- 
lik bekannt und sie als Teil des Bemü- 
hens dargestellt, die von ihm als der bes- 
sere deutsche Staat angesehene DDR 
vor den aggressiven Alleinvertretungs- 
ansprüchen der Bundesrepublik in 
Schutz zu nehmen. Agentenlohn habe er 
nicht erhalten, sondern nur Auslagener- 
stattungen. Er habe weder die Bundes- 
republik noch die Linke verraten, die 
Kontakte hätten dem besseren gegensei- 
tigen Verstehen zwischen der bundesre- 
publikanischen Linken und der DDR 
gedient, 

In ihrem Haftverschonungsantrag hat 
die Verteidigung die Auffassung, wo- 
nach schon jede politische Kontaktauf- 
nahme zum MfS strafbar ist, unabhän- 
gig davon, ob Geheimnisse verraten 
werden oder nicht, beanstandet und gel- 
tend gemacht, daß Dr. Croissant im 
Rahmen seiner Gespräche lediglich öf- 
fentlich zugängliche Positionen und Pa- 
piere der Linken mit dem MfS diskutiert 
hat. Sie hat weiter darauf verwiesen, 
daß die Dr. Croissant unterstellte 


Fluchtabsicht schon angesichts seiner 


familiären Bindungen, seiner in Berlin 
eingerichteten Kanzlei und seines Le- 
bensalters (61 Jahre) widerlegt ist und 
aus seinem Asylgesuch in Frankreich 
im Jahre 1977, als er wegen seiner Ver- 
teidigertätigkeit für Gefangene der Ro- 
ten Armee Fraktion selbst verfolgt wur- 
de, schon wegen der ganz anderen poli- 
tischen Situation ‘heute keinesfalls auf 
Fluchtgefahr geschlossen werden kann. 
Der Ermittlungsrichter hat dennoch 
Haftfortdauer beschlossen. Zwar hat er 
die bisher erhobenen Vorwürfe, Dr. 
Croissant hätte auch Staatsgeheimnisse 
(Raketenstandorte) ausspioniert, eben- 
so fallen gelassen wie die Behauptung, 
ein kleineres,.der Alterssicherung die- 
nendes, ehemals auf einer Bank der 
DDR angelegtes Geldvermögen sei aus 
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Journalistin den Fotoapparat zu entrei- 
ßen. Angerückt war auch das USK. 

Der „Geschädigte“ verwickelte sich 
während des Prozesses öfters in Wider- 
sprüche, so blieb unklar, ob er die Jacke 
freiwillig ausgezogen hatte oder dazu 
gezwungen wurde. Dazu Roland: „Ich 
habe die Jacke genommen und in die 
Mülltonne geworfen, da wo sie hinge- 


hört.“ 

Staatsanwalt Simper war dies egal, 
sein Antrag: ein Jahr auf Bewährung 
wegen ‚schweren Raubes“ Richter 
Rauner konnte lediglich „Nötigung und 
Sachbeschädigung‘‘ erkennen, trotz- 
dem verurteilte er Roland zu 120 Tages- 
sätzen zu je 10 DM. (aus: Münchner Lokal- 
berichte Nr. 25, 11. 12.92) 


Presseerklärung des Verteidigers Dr. Zieger 
Haftverschonung für Rechtsanwalt 
Dr. Croissant abgelehnt 


„Agentenlohn‘“ angespart worden. Im 
Gegenteil wird die Beschuldigung, Dr. 
Croissant habe für seine Gespräche rei- 
nen Agentenlohn erhalten, nicht mehr 
aufrechterhalten. Auch wird jetzt — an- 
ders als bei Haftbefehlsverkündung — 


zugestanden, daß Dr. Croissant über 


stabile und enge familiäre Beziehungen 
verfügt. Dennoch hält der Ermittlungs- 
richter Fluchtgefahr für gegeben. Er hat 
sich in seinem Beschluß dabei weder mit 
dem Vorbringen der Verteidigung aus- 
einandergesetzt, wonach Dr. Croissant 
über einen Kollegen und über einen 
Journalisten längst über Art und Um- 
fang der gegen ihn erhobenen Vorwürfe 
informiert war, ohne auch nur Flucht- 
vorbereitungen zu treffen, noch hat er 


seine Auffassung, Dr. Croissant drohe 


eine Freiheitsstrafe, die nicht zur Be- 
währung ausgesetzt werden könne, 
auch nur ansatzweise begründet. Dabei 
war er von der Verteidigung darauf hin- 
gewiesen worden, daß in Parallelver- 
fahren, in denen gegen die dort Beschul- 
digten erheblich schwerere Vorwürfe 
erhoben wurden, Bewährungsstrafen 
verhängt wurden, so z.B. gegen den 
einen ehemaligen Spiegel-Redakteur 
oder gegen ein wegen Industriespionage 
verurteiltes Eheapaar, nur Bewährungs- 
strafen verhängt wurden; ein ehemali- 
ger SPD-Referent, der Interna über die 
Bonner Ostpolitik an das MfS verraten 
haben soll, ist nach 4 Monaten aus der 


Uniersuchungshaft entlassen worden. 
Der Ermittlungsrichter unterstellt, daß 
das angesparte kleine Kapitalvermögen 
„Kluchtgeld‘ sei, weil Dr. Croissant zu 
seiner Herkunft nichts gesagt habe, ob- 
wohl die Verteidigung schriftlich im 
einzelnen vorgetragen hat, daß dieses 
Kapital teil aus einer Erbschaft, teils aus 
einer ausgezahlten Lebensversicherung 
stammt. 

Der Beschluß, in dem die Haftfort- 
dauer angeordnet wurde, ist nicht dazu 
angetan, die Beteuerung des General- 
bundesanwalts in seinem Interview im 
Tagesspiegel vom 16.10.92, man habe 
mit Dr. Croissant, der jahrelang harte 
Kritik am Verhalten der bundesdeut- 
schen Justiz vor allem in sog. Terrori- 
stenprozessen geübt und Öffentlich für 
das Fortbestehen der DDR eingetreten 
ist, keine alten Rechnungen zu beglei- 
chen, für bar Münze zu nehmen. Er ord- 
net in offenbar unverhältnismäßiger und 
gleichheitswidriger Weise die Fortdau- 
er der Untersuchungshaft an. Er igno- 
riert unwiderlegbares Verteidigungs- 
vorbringen, wenn es nicht in das die 
Aufrechterhaltung des Haftbefehls er- 
möglichende Konzept einer unterstell- 
ten Fluchtgefahr paßt. | 

Die Verteidigung wird unverzüglich 
Haftbeschwerde beim zuständigen 
3.Strafsenat des Bundesgerichtshofs 
einlegen. 

Dr. Zieger, Rechtsanwalt 


Interview mit dem holländischen Rechtsanwalt Pieter Bakker Schut 


Bewältigung der Geschichte — 


„typisch deutsch” 


Pieter Bakker Schut aus Holland ist 
einer der Verteidiger von Rechtsanwalt 
Dr.Klaus Croissant. Er verteidigte 
Croissant bereits 1977, als man ihn der 
Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung beschuldigte. Schut war in 
den 70er Jahren Dozent für Strafrecht 
an der Universität Utrecht und vertei- 
digte RAF-Angehörige, darunter An- 
dreas Baader. 


Ihr Mandant ist seit rund neun Wochen 
unter dem Vorwurf geheimdienstlicher 
Agententätigkeit inhaftiert. Wie bewer- 
ten Sie das Vorgehen der Bundesanwalt- 
schaft? 

Wenn ich mir anschaue, was gegen ihn 
vorliegt und was daraus gemacht wird, 
dann kann ich dieses Vorgehen nur als 
Rache bewerten. Als Rache wegen sei- 
ner damaligen Tätigkeit als RAF-Ver- 


teidiger und natürlich auch wegen sei- 
ner Tätigkeit in den letzten zehn Jahren, 
nachdem er zwar nıcht mehr als RAF- 
Anwalt aufgetreten ist, sich aber immer 
politisch Öffentlich zu Wort gemeldet 
hat. Er hat die Bundesrepublik immer 
wieder scharf angegriffen wegen der 
Haftbedingungen der Gefangenen aus 
der RAF. In den letzten Jahren ist er öf- 
fentlich entschieden gegen die Wieder- 
vereinigung aufgetreten. Seine Vertei- 
digung der DDR ist immer ganz offen 
gewesen. Diese Kombination — RAF- 
Verteidiger und offener Verteidiger der 
DDR — muß den Staat natürlich geär- 
gert haben. 

Das jetzige Vorgehen gegen Crois- 
sant bewerte ich als Rache wegen der 
durchgängig harten Position, die er ge- 
gen den Staat eingenommen hat. Dies ist 


vor allem ein politisches Verfahren, und. 


so muß es auch geführt werden. Aber 
auch rein juristisch betrachtet gibt es 
hier skandalöse Vorgänge. So stützt 
sich die Bundesanwaltschaft in der Haft- 
sache Croissant auf geheime Akten, die 
die Verteidigung nicht kennt. Das aber 
verstößt hundertprozentig gegen die 
Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes. Dieser hat vor drei Jahren 
in einem berühmten Verfahren ent- 
schieden: Geheimakten können nicht 
zu einer Entscheidung beitragen, schon 
gar nicht bei der Begründung von Haft- 
fortsetzung. 


Es gibt in der Duni mehrere 


hundert Ermittlungsverfahren wegen 
gleichartiger oder schwerwiegender 
Vorwürfe. Kaum ein Beschuldigter be- 
Jindet sich in Haft. Sie kennen die juristi- 
schen Vorwürfe gegen Croissant. Be- 
stehtüberhaupt ein Haftgrund ? 

Meiner Meinung nach nicht. Ihm wird 
vorgeworfen, daß er bei den Linken 
spioniert haben soll. Grotesker kann es 
kaum sein. Der Bundesanwalt wirft sich 
jetzt als der Schirmherr für die Linken 
auf. Diese Kombination, daß sich einer- 
seits die Bundesanwaltschaft zum 
Schirmherrn der Linken macht und 
Croissant gleichzeitig einer der ganz 
wenigen ist, die wegen derartiger An- 
schuidigungen inhaftiert sind, das 
macht doch das Rache-Motiv ziemlich 
deutlich. Mir fällt dazu folgendes ein: 
Ich war gerade in den vergangenen Jah- 
ren oft in Kuba, weil meine Lebensge- 
fährtin "einige Jahre Vorsitzende der 
„Kuba- Vereinigung“ in Holland war. 
Wenn wir dort waren, haben wir auch 
mit den Leuten von ‚,‚Amistad“ 
(„Freundschaft der Völker‘‘) gespro- 
chen. Und natürlich sind da auch Leute, 

die — wie wir das hier nennen — zum 
Geheimdienst gehören. Die sind selbst- 
verständlich interessiert zu erfahren, 
was in Holland, in Deutschland, in Eu- 
ropa bei den Linken und bei den Rechten 
vor sich geht. Wir informieren diese 
Leute natürlich darüber, weil es wichtig 


ist für Kuba, die Entwicklungen ein- 
schätzen zu können. Und dort existiert 
natürlich auch, das nehme ich an, von 
mir und meiner Frau ein großer Akten- 
berg. 

Wenn Kuba jetzt verliert, Gott möge 
es verhüten, finden sich dort sicherlich 
Akten mit Berichten von Bakker Schut 
und anderen. Dann habe ich also spio- 
niert. Man diskutiert mit Genossen in 
einem linken Land, um ihnen eine Ein- 
schätzung zu ermöglichen, und daraus 
wird dann letztlich ein Spionage-Vor- 
wurf. Das ist doch absurd. 

Große Teile der Linken, bis weit ins 
linksradikale Lager hinein, finden das 
nicht absurd. Für sie ist Croissant in- 
zwischen zur persona non grata gewor- 
den. 

Die Art und Weise, wie die Linke hier 
darauf reagiert, finde ich fast noch 
schlimmer als die Konstruktion der 
Bundesanwaltschaft. Ich meine den 
Verrats-Vorwurf. Es ist ja ungeheuer- 
lich, daß Croissant auch noch von Tei- 
len der Linken fallengelassen wird. Die- 
se Linken gebärden sich als linke Hand 
der Bundesanwaltschaft und geben 
Croissant noch zusätzlich eins drauf. Da 
wird auch in der Linken völlig ausge- 
biendet, daß es den Kalten Krieg und die 
Konfrontation zwischen zwei antagoni- 
stischen Systemen gab. Die zunehmen- 
de Geschichtslosigkeit auch in der Lin- 


ken ist erschreckend. 


Wie wird in Holland die Stasi-Debatte, 
die Verfolgung der DDR-Repräsentan- 
ten und der Agenten im Westen disku- 
tiert ? e 
Es gibt da schon eine Öffentlichkeit, 
aber die Debatte verläuft eigentlich 
ziemlich oberflächlich. Die Stasi gilt na- 
türlich als ziemlich schlimm — aber für 
die Holländer auch deswegen, weil sie 
typisch deutsch war. Aber schlimmer 
deutsch vielleicht noch als das andere 
„typisch Deutsche‘‘, weil es kommuni- 
stisch ist. a 
Aber soweit es in der kritischen Of- 
fentlichkeit diskutiert wird, herrscht die 
Meinung vor: das ist wieder die deut- 
sche Siegermentalität, die da durch- 
schlägt. Zum Beispiel werden die Ver- 
fahren gegen Honecker und andere in 
der kritischen Öffentlichkeit Hollands 
als ziemlich absurd betrachtet. Auch das 
Verfahren gegen Mielke, weil er 1931 
einen Polizisten ermordet haben soll. 
Das ist doch unglaublich. 


Wie bewerten Sie als Kenner internatio- 
nal gültiger Rechtsnormen die straf- 
rechtliche Verfolgung der ehemaligen 
DDR-Führung sowie der Angehörigen 
des untergegangenen Geheimdienstes ? 
Verbietet nicht die ‚Genfer Konven- 
tion“ oder die ‚Haager Landkriegsord- 
nung, daß ein Siegerstaat so über sei- 
nen Gegner zu Gericht sitzt ? 

Juristisch würde ich sagen, daß es un- 


möglich ist, wie jetzt hier vorgegangen 
wird. Gemessen an internationalen Kri- 
terien dürften solche Verfahren über- 
haupt nicht stattfinden, weil es nur Sie: 
gerprozesse sind. Aber ich nehme doch 
an, daß dieser Aspekt auch ein Schwer- 
punkt der Verteidigung in diesen Ver-: 
fahren sein wird. 


Was sagen Sie denn grundsätzlich zu 
dem Versuch einer juristischen Aufar- 
beitung von 40 Jahren Kaltem Krieg ? 
Man muß als Ausländer sehr vorsichtig 
sein mit den Ausdruck „typisch 
deutsch“. Aber, was ich doch als ty- 
pisch deutsch bezeichnen möchte, ist 
der Versuch, die Geschichte wegzuwi- 
schen. Damals die Geschichte des Fa- 
schismus, die nie bewältigt worden ist, 
die man immer weggedrückt hat, und 
jetzt die Geschichte des Sozialismus, die 
ausgelöscht werden soil, obwohl beides 
unvergleichlich ist. Das geht bis hin zu 
den Straßenumbenennungen, die Ge- 
schichtsverfälschung sind. Wenn man 
zum Beispiei die Bersarin-Straße umbe- 
nennt, wie es jetzt geschehen ist, dann 
will man die Tatsache wegwischen, daß 
General Bersarin es war, der an der 
Spitze der Roten Armee Berlin vom Fa- 
schismus befreite. Auch die Verfahren, 
die jetzt laufen, sind ein Beitrag zur Ge- 
schichtsverfälschung, eine nachträgli- 
che Revidierung. Es soll hier die Ge- 
schichte bereinigt werden — wie damals 
die faschistische. Obwohl der Sozialis- 
mus in der DDR gerade der Versuch 
war, mit dem Faschismus fertig zu wer- 
den. Das ist auch das Komplizierte an 
der derzeitigen Situation. 

Interview: Hans Schulz. Aus: Neues Deutsch- 
land, 25.11.92 


Leserbrief von Rolf Heißler 
an den ‚Stern‘ 


Rolf Heißler hatte als Reaktion auf ein 
Interview mit Helmut Schmidt (Stern 
45/92) einen Leserbrief an den Stern ge- 
schrieben, der dort aber nur um die 
Hälfte gekürzt abgedruckt wurde (Stern 
48/92). Rolf schrieb dazu: „schon är- 
gerlich, daß sie ihn am anfang und ende 
gekürzt und damit entschärft haben. 
muß überlegt werden, ob er im info 


ganz abgedruckt wird“ Hier kommt 


also der Leserbrief in voller Länge, die 
vom Stern wegzensierten Passagen am 
Anfang und Ende. haben wir eo ge- 
setzt. 

Die Stelle im Interview, in dem 
Schmidt zum Herbst 1977 Stellung: 
nimmt und auf die sich Rolf in seinem 
Brief direkt bezieht, lautet: 

„Aber es war ein Notstand, der die 
ganze Nation betraf. In solchen Fällen 
muß eine Regierung nicht nur den Rat 
der Opposition hören, sondern sie muß 
auch versuchen, Übereinstimmung zwi- 
schen Opposition und Regierung her- 
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beizuführen; wir haben auch manches 
untereinander erörtert, was dann nicht 
ausgeführt worden ist. Ich hatte aus- 
drücklich dazu eingeladen, selbst exoti- 
sche Ideen — damit waren nicht ‚unge- 
setzliche‘, sondern ‚ungewöhnliche‘ 
gemeint — auf den Tisch zu legen. Ich 
lege Wert darauf, daß nichts geschehen 
ist, was nicht auch die Zustimmung von 
Herrn Strauß und von Herrn Kohl ge- 
funden hätte.“ 


frankenthal, den 1. 11.92 
betr.: stern nr. 45/92, schmidt-inter- 
view 
die praktische umsetzung der nicht „un- 
gesetzlichen‘, sondern ‚‚ungewöhnli- 
chen‘ ideen haben die gefangenen aus 
der raf und mit verzögerung, da dem 
staatlichen zugriff entzogen, die raf zu 
spüren bekommen: 
andreas baader — tot 
gudrun ensslin — tot 
Jan-carl raspe — tot 
irmgard möller — schwer verletzt 
ingrid schubert — tot 
elisabeth v. dyck — tot 
rolf heißler — kopfschuß, doch über- 
lebt. 

wie mir danach noch mit kugel im kopf 
glaubhaft versichert wurde, war dies 
nicht beabsichtigt. mir war es gelungen, 
eine tasche mit einem bündel zeitungen 
vor das gesicht zu reißen. 

kein wunder, daß schmidt darauf wert 
legt zu betonen, daß in der anti-auf- 
stands-bekämpfung nichts ohne zustim- 
mung von strauß und kohl stattgefunden 
hat. die ‚„demokraten‘“ waren und sind 
sich in ihrem vernichtungsinteresse 
einig, doch weigern sich noch heute, ihr 
scheitern auf der ganzen linie einzuge- 
stehen: die bewaffnete politik in der 
brd konnte trotz ihrer ‚„ungewöhnli- 
chen“ bekämpfung nicht ausgerottet 
werden, die raf selbst sprach im april 92 
von ihrer rücknahme in einer phase der 
deeskalation zur neubestimmung revo- 
lutionärer politik. 

der staat dagegen scheint an seiner al- 
ten vernichtungsstrategie festzuhalten. 
nicht nur werden die politischen gefan- 
genen weiter sonderbehandelt und nicht 
bedingungslos freigelassen, sondern 
mittels kron,,zeugen‘‘prozessen ver- 
sucht der staat auch, unseren geiselsta- 
tus bis zu unserem tod zu legalisieren. 

es ist an der zeit, daß die offenlegung 
der geheimakten der anti-guerilla-be- 
kämpfung eingefordert wird, damit die 
dafür verantwortlichen noch zu ihren 
lebzeiten zur verantwortung gezogen 
werden können. 
rolf heißler, gefangener aus der raf 


Zensur in Bielefeld 


brackwede, 9. 12.92 
hej ihr, von INFO 107 / 3.12.92 ist bei 
mir heute nur Seite 1-4 angekommen. 
der rest ist angehalten und ‚‚zur habe“. 
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„der beanstandete teil gefährdet die 
sicherheit und ordnung der anstalt. es 
wird über einen hungerstreik in der hie- 
sigen anstalt, dessen hintergrund und 
dessen zielsetzung berichtet. in diesem 
zusammenhang werden verhältnisse der 
anstalt grob unrichtig dargestellt. die 
veröffentlichung zielt darauf ab, die 
hungerstreikaktion durch unbeteiligte 
stützen zu lassen. der unbedenkliche teil 
der druckschrift ist auszuhändigen“ 
dantz / anstaltsleiter 8. 12.92 

hier ist allgemein wenig bekannt von 


dem hungerstreik, weil die abschottung 
zu haus 6 / isolationstrakt ziemlich total 
funktioniert. 

grüße! rico prauss 


Zur Unterstützung der sich im Hunger- 
streik befindenden Gefangenen in Bieie- 
feld soll z.B. bei der Anstaltsleiterin 
Blickslage angerufen werden; Tel.: 
(0521) 48960. Informationen über 
die aktuelle Situation über die ZL-Grup- 
pe, c/o Infoladen, Ludolf-Camphausen- 
Str. 36, 5000 Köln 1. (d. Red.) 


Bericht vom 1. Prozeß in Diyarbakir 
gegen Stephan Waldberg, freier 
Mitarbeiter von Radio Dreyeckland 


Am 23.10.92 war Stephan Waldberg 
bei der Wiedereinreise aus dem Irak in 
die Türkei von türkischen Sicherheits- 
kräften festgenommen worden. Ange- 
klagt wurde er der ‚‚Kuriertätigkeit‘“ für 
die PKK, Beweismittel sollten bei ihm 
gefundene Aufzeichnungen sein sowie 
Rosetien der ERNK-Organisation und 
ein Brief an deutsche Freunde aus einem 
PKK-Lager in Irakisch-Kurdistan. Der 
Prozeß war auf den 4.12.92 vor dem 
Staatssicherheitsgericht in Diyarbakir 
angesetzt. 


Mit zwei Delegationen aus Deutsch- 


land wurde dieser Prozeß besucht: eine 
Delegation — direkt zum Prozeß — be- 
stand aus einer Rechtsanwältin aus Köln 
(Heike Krause), einem SPD-MdB (Ger- 
not Erler), einem Vertreter von IG Me- 
dien und IG Metall (Markus Klemt), 
einem Delegierten von Radio Dreyeck- 
land (Christian Moeller), dem Vater 
von Stephan (Herbert Waldberg) sowie 
einer Dolmetscherin aus Hamburg 
(Amke Dietert-Scheuer). Die zweite 
Delegation setzte sich aus Journalisten 
(Die Zeit, Frankfurter Rundschau, Frei- 
tag) sowie aus Mitarbeitern von Medico 
International zusammen. Hintergrund 
für ihre Anwesenheit war das Komitee 
zum Schutz von Journalisten in der Tür- 
kei, das Medico International initiiert 
hat. 

Ebenfalls zu dem Prozeß angereist 
war ein Vertreter der Botschaft aus An- 
kara (v.Reibnitz) mit Dolmetscherin 
sowie ein Beobachter der Anwaltskam- 
mer aus Diyarbakir. 

Das Gericht setzte sich aus dem Vor- 
sitzenden Richter sowie zwei richterli- 
chen Schöffen zusammen, von denen 
der eine Militärrichter war. 

Die Verhandlung dauerte etwa 2 
Stunden, für dortige Verhältnisse rela- 
tiv viel Zeit (am Tag wurden noch wei- 
tere 34 Verfahren behandelt). l 

Nachträglichen Informationen zufol- 
ge war das Gericht für diesen Tag be- 


sonders gesäubert worden (Bemerkung 
eines anderen kurdischen Gefangenen: 
Wäre gut, wenn jeden Tag hier ein Pro- 
zeß gegen einen Deutschen laufen wür- 
de, dann wäre immerhin der Laden hier 
etwas sauberer), außerdem waren 
Obergefreite hinter Stephan im: Ge- 
richtssaal aufgestellt, während sonst 
„Einfache“ Soldaten dafür benutzt wer- 
den. - 

Der vom Gericht vereidigte Dolmet- 
scher war qualitativ so schlecht, daß die 
im Zuschauerraum sitzenden Dolmet- 
scherInnen so nervös wurden, daß dies 
dem Gerichtsvorsitzenden auffiel: Prä- 
zise, genaue Übersetzungen brachte der 
offizielle Dolmetscher nicht zustande — 
ein Umstand, der schon bei der Verhaf- 
tung für viele falsche ‚Angaben‘ ge- 
sorgt hatte. 

Stephan wurde Gelegenheit gegeben, 
seine Reisegründe ausführlich darzule- 
gen, nur ein Teil davon interessierte das 
Gericht wirklich. Er begründete auch, 
warum er einen verschlossenen Brief- 
umschlag von Hüseyin Celebi mit sich 
führte (an deutsche Freunde), ohne sich 
um den Inhalt zu kümmern. Er erklärte, 
warum er ERNK-Rosetten als Geschenk 
aus den besuchten PKK-Lagern in Ira- 
kisch-Kurdistan entgegengenommen 
hatte und verschossene Munition als 
Anschauungs- und Dokumentationsma- 
terial mit nach Hause nehmen wollte. 

Im Laufe dieser Darstellung wurde 
die Dolmetscherin der deutschen Bot- 
schaft zur Verbesserung der Überset- 
zungen hinzugebeten, die viele Einzel- 
heiten dem Gericht präziser in türki- 
scher Sprache begründen konnte. 

Auch der Umstand, daß Stephan 
Waldberg in den PKK-Lagern im Zuge 
der türkischen Luftangriffe seinen Jour- 
nalisten-Ausweis verlor, konnte aufge- 
klärt werden. Radio Dreyeckland legte 
eine Kopie des Ausweises dem Gericht 
vor, inkl. einer Bestätigung, daß 
S. Waldberg im Auftrag des Radios in ` 


der Region unterwegs war. Hier meinte 
das Gericht die Übersetzung der Formu- 


lierung „aus der türkisch-kurdischen _ 


Region zu berichten‘ nicht hinnehmen 
zu können, weil darin das Wort „kur- 
disch“ (in der türkischen Übersetzung 
zu „Kurdistan“ für den irakischen Teil 
verändert) unzulässigerweise vorkom- 
me. Ein Beispiel dafür, wie „empfind- 
lich“ die türkischen Behörden mit für 
ihre Verhältnisse nicht vorhandenen 
Tatsachen umgehen. 

Nachfragen des Gerichts, warum 
z.B. keine Interviews mit Talabani 
oder Barsani (KDP bzw. PUK) geführt 
worden wären oder warum Stephan 
Waldberg nicht bereits bei seiner Fest- 
nahme von diesen Dingen erzählt habe, 
wurden mit der Unabhängigkeit der In- 
formationsbeschaffung bzw. mit der 
unzulänglichen Ubersetzungstätigkeit 
bei der Verhaftung begründet. 

Der Staatsanwalt beantragte die Fort- 
setzung der Untersuchungshaft. Das 
Gericht wollte — nach Anhörung des 
Rechtsanwalts, der die Freilassung be- 
antragte -— weitere Beweise erheben, 
u.a. Nachforschungen darüber, wo 
Stephan Waldberg sich — eigenen An- 
gaben zufolge — in der türkisch-kurdi- 


schen Region aufgehalten habe. 

Die Verhandlung wurde auf den 
18. 12. . vertagt. (Zu diesem Termin 
werden nochmals drei oder vier Vertre- 
ter hinfliegen.) 


Einschätzung: Dem Gericht liegen die 
Beweise für die journalistische Tätigkeit 
vor. Anhaltspunkte für die „Kuriertä- 
tigkeit“ sind nicht nachweisbar, Argu- 
mente für die weitere Haft sind nicht be- 
kannt. 

Die Atmosphäre vor dem Staatssi- 
cherheitsgericht ist gespenstisch: Viele 
Angehörige stehen an der Zufahrtsstra- 
Be und beobachten die Gefangenen- 
transporter, um einen Blick auf ihre ge- 
fangenen Angehörigen werfen zu kön- 
nen. Niemand spricht ein Wort, die Ge- 
heimpolizei ist präsent, die uniformierte 
Polizei ebenfalls. Soldaten schirmen 
den Transport. der Gefangenen vom 
LKW ins Gerichtsgebäude mit Waffen- 


gewalt ab. Unter den Gefangenen befin- 


den sich auch Frauen mit ihren kleinen 
Kindern sowie minderjährige. kurdi- 
schen Jungen. Die Haftbedingungen 
und die Prozeßbedingungen sind ledig- 
lich erahnbar. | 





Ein Brief von Stephan Waldberg 


.. . An alle Freunde / innen! AE 
Ich schreibe Euch vom Militärgefängnis 
in Silopi, in dem ich nun seit 22 Tagen, 
seit dem 29. Oktober, inhaftiert bin. 
Hier geht es mir soweit ganz gut — im 
Vergleich zu vorher. Vorher, seit dem 
23.Oktober, dem Tag meiner Verhaf- 
tung/Festnahme in Hapur an der 
Grenze Türkei-Nordirak, war ich 
zwei Tage im Polizeigefängnis in Silo- 
pi, dann zwei Tage im Militärgefängnis 
in Sırnak und dann einen Tag in der Po- 
lizeistation von Cizre. Dort jeweils wur- 
de ich immer drei bis vier Stunden lang 
von den Spezialteams verhört und habe 
einiges Schlimme durchgemacht. Es 
war eine Tortur. In den nächsten Tagen 
werde ich nach Diyarbakir ins Militär- 
gefängnis — in den Trakt der politischen 
Gefangenen — verlegt und habe am 
4. Dezember den Prozeß beim Staatssi- 
cherheitsgericht (DGM) in Diyarbakir. 
Ich habe hier, dank Eurer Hilfe, einen 
sehr guten Rechtsanwalt, der Vorsitzen- 
der der demokratischen-fortschrittli- 
chen Anwaltskammer ist, und einen 
sehr guten Übersetzer, der im Men- 
schenrechtsverein IHD ist; beide kom- 
men aus Diyarbakir. 

Wir sind hier im Militärgefängnis in 
Silopi 12 Gefangene. Einige Kurden 
kommen aus dem Nordirak, die haupt- 
sächlich falsche Pässe bei sich hatten 
und/oder Zigaretten, Waffen etc. ge- 
schmuggelt haben. Die anderen Mitge- 
fangenen, Kurden aus der Türkei, hat- 


ten Waffen bei sich in den Dörfern und 
Städten. Drei von uns — mit mir — sind 
politische Gefangene. Alle Mitgefange- 
nen, sogar auch die Gefängniswärter, 
sind sehr nett. 

Wir sind hier in einer großen Gemein- 
schaftszelle inhaftiert und können im 


Hof Volleyball spielen, auch Fernsehen . 


und Dame und Schach spielen. Auch 
haben wir eine eigene Küche, wo wir 
selber kochen. Ein eigener Waschraum 
sowie Toilette existieren ebenfalls. We- 
gen der Hygiene sind wir alle sehr be- 
müht, unsere Schlafplätze, unseren 
Raum bzw. Räume sauber zu halten. Je- 
den zweiten Tag räumen wir auf und 
putzen. Auch können wir hier z.B. Zei- 
tungen — auch kritische —, zusätzliche 
Lebensmittel etc. bekommen bzw. kau- 
fen lassen: Wir müssen unsere Ein- 
kaufslisten den Gefängniswärtern ge- 
ben, die dann die Sachen besorgen und 
uns eine Quittung geben müssen. Erst 
dann zahlen wir. 

Diese Situation hat sich, aber. erst 
nach den Verhören, nach den grausam- 
sten Folterungen, und nur erst dann, in 
den größeren Militärgefängnissen zu- 
mindest in diesem Bereich geändert. 
Das alles, was ich grob beschrieben ha- 
be, wie wir hier inhaftiert sind und be- 
handelt werden, war vor wenigen Jah- 
ren — vor weniger Zeit — noch nicht 
möglich bzw. unmöglich (in den Spe- 
zialgefängnissen immer noch nicht bzw. 
sowieso nicht). Die Situation hier in Si- 


. essant, sehr wichtig ... 


lopi und auch ähnlich anderswo in den 
größeren Militärgefängnissen haben 
wir den revolutionären politischen Ge- 
fangenen zu verdanken, die das und an- 
deres erkämpft haben. 

Vor meiner Verhaftung habe ich mich 
in Diyarbakir, Viransehir,. Nusaybin, 
Cizre, Şırnak und in den Camps des kur- 
dischen Widerstandes insgesamt einen 
Monat aufgehalten, was alles sehr inter- 
ist. Ich habe 
viel darüber zu berichten ... 

Noch etwas: Ich habe hier in Silopi 
erfahren und auch in einer kritischen, 
fortschrittlichen Zeitung hier gelesen, 
daß Ihr in Waldkirch, Freiburg und 
Umgebung, wie auch A. Beer von den 
Grünen, von der SPD U. Brinkmann 
und G. Erler, Medico International etc. 
eine „Kampagne“ — wie Unterschrif- 
tenlisten, Protestbriefe, Info-Flugblatt 
usw. — für meine Freilassung durchge- 
führt habt bzw. durchführt. Dafür, für 
Eure Unterstützung und Hilfe, möchte 
ich mich bei Euch allen vielmals, wahn- 
sinnig bedanken. Ich will freigelassen 
werden, und ich werde auch bald frei- 
kommen. 

Jedoch möchte ich und darf ich kein 
Einzelfall für Eure Unterstützung sein; 
also nur für mich und schon gar nicht, 
weil ich in der BRD lebe und die deut- 
sche Staatsangehörigkeit besitze. Ich 
hoffe, daß Ihr das richtig versteht ... 
Viele Grüße, Stephan Ba. 


Anm.: Der Brief wurde von Stephan 
Waldberg. am 20.11.92 im Militärge- 
Jängnis von Silopi verfaßt und abge- 
sandt. Er erreichte seine Mutter am 
3.12.92. Stephan hat darum gebeten, 
den Brief bis auf persönliche Äußerun- 
gen zu veröffentlichen. Diese Auslas- 
sungen sind von uns durch ... gekeniı- 
zeichnet. Radio Dreyeckland 


Angehörige Kinder 
malen für 
politische Gefangene 


Auf 16 farbigen Postkarten haben 
sich sieben angehörige Kinder ver- 
schiedenen Alters ihre Knasterfah- 
rungen von der Seele gemalt oder 
einfach den Gefangenen eine Freude 
machen wollen. 

Bunte Kartenserie — 16 Stück 18 
DM plus 2 DM Porto. Bei Sammel- 
bestellung über 3 Serien und mehr — 
Porto 4 DM. Bitte Vorauskasse bar 
oder Scheck an: Angehörige der po- 
litischen Gefangenen, Postlagerkarte 
050205, 6230. Frankfurt/Main 
80. 
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Prozeßtermine 


Prozeß gegen Ralfund Knud 

Die nächsten Termine im Prozeß gegen 
Ralf Gauger und Knud Andresen vor 
dem Landgericht in Itzehoe sind am 
REAR 74,10, SE; 2LL, 
231: OA AE IS A S AEE o DA 
22.2.; 1.3., jeweils um 9.30 Uhr. Treff- 
punkt in Hamburg ist um 8 Uhr an der 
Sternschanze (Autos mitbringen !). 

Während der Prozeßtage gibt es einen 
ständigen Anlaufpunkt in Itzehoe: bi- 
stro am Stadtpark (gegenüber dem Poli- 
zeihochhaus). 

Kontaktadresse der Solidaritätsgrup- 
pe Ralf und Knud: c/o Schwarzmarkt, 
Kleiner Schäferkamp 46, 2000 Ham- 
burg 36, Tel.: (040) 446095, Fax: 
(040) 4108122. 

Am Montag, den 14.12., gab es in 
Itzehoe eine Demonstration für Ralf und 
Knud von ca. 150 Menschen mit der 
Forderung ‚Freispruch für Ralf und 
Knud!“ Die Demo führte durch das 
Einkaufszentrum, am Knast vorbei — 
wo die beiden sechs Monate saßen — 
zum Gericht. Nach über 45 Prozeßtagen 
— der Prozeß zieht sich bald über ein 
Jahr hin — ist immer noch kein Frei- 
spruch in Sicht. Obwohl die Widersprü- 
che, Lügen der vier LKA-Beamten aus 
Hamburg offen geworden sind, der 
Hamburger Senat wichtige Ermittlungs- 
akten unter Verschluß hält, läßt das Ge- 
richt durchblicken, Ralf und Knud we- 
gen „versuchten Eingriffs in den Schie- 
nenverkehr‘‘ zu verurteilen. Die De- 
monstration sollte die Beweisanträge 
der Verteidigung unterstützen, denn 
ohne vielfältigen Druck auch von uns 
draußen wären Ralf und Knud nicht 
draußen, und ihr Freispruch wird nicht 
möglich sein. (Siehe auch die neuen 
spreng-sätze Nr. 8) (d. Red.) 


Termine 


Würzburg. 17.2., 21 Uhr, AKW, 
Frankfurterstr. 87, Anti-Repressionsfe- 
te mit drei Bands, anschließend Disco. 

Hamburg. 17.12., 19 Uhr, Kriminolo- 


Impressum 





gisches Institut, Jungiusstr. 6, 1. Stock, 
TrägerInnenkreistreffen zur Unterstüt- 
zung einer Freispruchskampagne für 
Ralfund Knud. 

Kiel. 18.12., 20 Uhr, ‚‚pumpe‘“‘, Haß- 
str. 22, Galerieraum, ‚Türkei — das 
Land der Verschwundenen. Menschen- 
rechte in der Türkei“, Veranstaltung 
mit einer Angehörigen aus Istanbul und 
einer Anwältin vom Istanbuler Anwalts- 
büro des Volkes. | 
Hamburg. 18.12., 19 Uhr, Fiete- 
Schulze-Zentrum, Zeughausmarkt 33, 
Vorbereitungstreffen für eine Diskus- 
sionsveranstaltung zur Freiheit für alle 
politischen Gefangenen. Diese Veran- 
staltung soll unter dem Motto ‚Die 
Würde des Menschen ist antastbar““ ste- 
hen und u.a. eine Bilanz der sog. ‚Kin- 
kel-Initiative‘ ziehen. 
Bochum-Langendreer. 30.12., 19.30 


Uhr, Bahnhof, Soli-Konzert für Kurdi- 


stan, mit den Bands Alloy und Brader 
Musiki (Kurdistan). Das Soli-Geld geht 
an medico international. 

Hamburg. 14.1., 19 Uhr, Hauptge- 
bäude der Universität Hamburg, Ed- 
mund-Siemers-Allee, Hörsaal M, Ver- 
anstaltung ‚Freispruch für Ralf und 
Knud!“. 


Anzeigen 


Zusammenstellung 11/92 — Texte von 
Gefangenen aus Action Directe: An 
der Grenze zweier Epochen; Bürgerli- 
ches Recht und proletarische Rechtmä- 
Bigkeit; Brief von Jean-Marc Rouillan 
zur Erklärung der RAF, April ’92; 
Verallgemeinerung und Verschleierung 
der Ausnahmegesetze. 5 DM. 
Front Nr.3 (auf französisch): Zum 
Aufbau der proletarischen Kräfte im 
Kampf; Prozeßerklärung von Gefange- 
nen aus den Roten Brigaden ; Die neuen 
Konturen des Kräfteverhältnisses zwi- 
schen den Klassen auf lokalem und in- 
ternationalem Niveau. 10 DM. 
Sonderheft Front Nr.i (franzö- 
sisch): Gefangenenkollektiv Wotta Sit- 
ta: „Der imperialistische Friede ist 
Krieg‘“. 3 DM. 

Alles zu bestellen über: Infobüro, 
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Alte Feuerwache, Landwehrplatz 2, 
6600 Saarbrücken. Bitte Geld oder 
Briefmarken beilegen. 


spreng-sätze Nr.8/10.12.92 zum 
Prozeß gegen Knud Andresen und Ralf 
Gauger. Zum Solidaritätspreis von 50 
Pfennige erhältlich im Schwarzmarkt, 
Kleiner Schäferkamp 46, 2000 Ham- 
burg 36. Bestellungen kosten (jetzt auch 
einzeln möglich!): ein Exemplar 1,50 
DM, zwei bis fünf Exemplare 3 DM, 
sechs bis zehn Exemplare 5 DM, elf bis 
zwanzig 9 DM, alle inkl. Porto. Liefe- 
rung nur gegen Vorkasse in Scheinen, 
Verrechnungsschecks oder Briefmar- 
ken. 


Der Befehl für das ‚Verschwindenlas- 
sen‘ ist in Demirels Tasche, Zeitung 
des Informations-Zentrums für Freie 
Völker. Zu beziehen über Teichstr. 
16e, 5000 Köln 30. 


Wichtige Mitteilung 


Die Auflage der Broschüre „Der 
Sprung ist vielmehr ein langwieriger 
und harter Prozeß‘ (Lukäcs) Texte von 
Gefangenen aus RAF und Widerstand 
aus den Jahren 1988 bis 1992 ist ver- 
griffen. Zwischenzeitlich sind jedoch 
weitere Bestellungen für diese Broschü- 
re eingetroffen, so daß der GNN-Verlag 
nun prüfen muß, ob sich eine zweite 
Auflage noch lohnt. Zu diesem Zweck 
bitten wir besonders alle Infoläden und 
andere Buchläden, evtl. Nachbestellun- 
gen bis Ende Januar vorzunehmen; 
dann spätestens wird die Entscheidung 
über eine Zweitauflage fallen. Schickt 
Eure Bestellungen bitte an: GNN-Ver- 
lag, Postfach 260226, Zülpicher Str. 
7,5000 Köln 1. 


Briefe von Gefangenen 
aus Action Directe zur 
RAF-Erklärung vom 10. 4 


Briefe von Joelle Aubron, Georges Ci- 
priani, Nathalie Mänigon und Jean- 
Marc Rouillan, Gefangene aus Action 
Directe, zur RAF-Erklärung vom 
10.4.92, zu beziehen über: Informa- 
tionsstelle „Freiheit für alle politischen 
Gefangenen“, c/o Weißes Haus, 
3.Stock, Heddernheimer Landstr. 155, 
6000 Frankfurt/Main. Preis ein- 
schließlich Porto: 2 DM (bitte in Brief- 
marken schicken). Die Besteller, die 
nach der Anzeige in der letzten Ausgabe 
schon 4 DM eingezahlt haben, werden 
die restlichen Briefmarken zurückerhal- 
ten. 


Redaktionsschluß für die nächste Aus- 
gabe: 25.12.1992 


